HGeſetz-Sammlung 
„ 


| Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


eee e, , 


(Nr. 6624.) Geſetz, betreffend die Berichtigung der in dem Vertrage mit Seiner Königlichen 
f Hoheit dem Großherzog von Oldenburg vom 27. September 1866. 


übernommenen Entſchädigung von Einer Million Thaler. Vom 19. Ja: 
nuar 1867. \ 


Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


1 mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


15 8. 5 
Die in dem Vertrage mit Seiner Königlichen Hoheit dem Großherzog 


von Oldenburg vom 27. September 1866. übernommene Entſchädigung von 


Einer Million Thaler iſt aus den Staatseinnahmen des Jahres 1866. zu 
berichtigen. 


§. 2. 5 


l Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten und der Finanzminiſter 
ſind mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 19. Januar 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismard-Schönhaufen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Iabegang 1807 (Nr. 66246626) 73 (Nr. 6625.) 
Ausgegeben zu Berlin den 6. Mai 1867. 


L 890 — 


(Nr. 6625.) Bekanntmachung, betreffend die von beiden Häuſern des Landtages erteilte 7 
5 5 Genehmigung zu den drei Verordnungen vom 6. Januar 1866. wegen 
der Salzſteuer und des Verkehrs mit Salz im Jadegebiete, ſowie wegen 
der Erhebung einer Nachſteuer vom Salz im Jadegebiete, und wegen der 8 
Beſteuerung des inländiſchen Branntweins, ſowie der Steuervergütung 
für ausgeführten Branntwein und der Uebergangsabgabe vom zollvereins⸗ 
ländiſchen Branntwein im Jadegebiete. Vom 28. März 1867. 


Nachdem die unter Vorbehalt der Genehmigung beider Häuſer des Landtages 
der Monarchie erlaſſenen drei Verordnungen vom 6. Januar 1866. wegen der 
Salzſteuer und des Verkehrs mit Salz im Jadegebiete, ferner wegen der Erhebung 
einer Nachſteuer vom Salz im Jadegebiete, und wegen der Beſteuerung des 
inländiſchen Branntweins, ſowie der Steuervergütung für ausgeführten Brannt⸗ 
wein und der Uebergangsabgabe vom zollvereinsländiſchen Branntwein im Jade⸗ 
gebiete (Geſetz-Samml. S. 1. bis 8.) von beiden Häuſern des Landtages 
genehmigt worden ſind, wird dies hierdurch bekannt gemacht. 


Berlin, den 28. März 1867. 
Das Staatsminiſterium. 
Gr. v. Bismarck Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Jr. 6626.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der von der »Ber— 

| liner gemeinnützigen Baugeſellſchaft« in der Generalverſammlung vom 

31. Oktober 1866. beſchloſſenen Abänderungen, beziehungsweiſe Ergänzun⸗ 

gen des am 28. Oktober 1848. beſtätigten Geſellſchaftsſtatuts (Geſetz⸗ 
Samml. für 1848. S. 355.). Vom 28. April 1867. 


. Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 31. März 
1867. die von der „Berliner gemeinnützigen ace l in der General⸗ 
verſammlung vom 31. Oktober 1866. laut notariellen Protokolls von demſelhen 
Tage beſchloſſenen Abänderungen, beziehungsweiſe Ergänzungen des am 28, O 

Mi 1848, S. 355. 


tober 1848. beſtätigten Geſellſchaftsſtatuts (Geſetz-Samml. 
zu genehmigen geruht. a 
Der Allerhöchſte Erlaß nebſt den genehmigten Beſchlüſſen wird 9 15 15 
mts, 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt 
gemacht werden. 0 5 
Berlin, den 28. April 1867. 
Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe Der Miniſter des Innern. 
und öffentliche Arbeiten. Gr. zu Eulenburg. 
Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 6627.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. April 1867., betreffend die Verleihung des Rechts 
zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach dem für die Staats-Chauſſeen 
geltenden Chauſſeegeld⸗Tarif auf der Strecke von Oberweſel nach Simmern 
an die Gemeinden Oberweſel, Damſcheid und Wiebelsheim, im Kreiſe 
St. Goar, und die Gemeinden Pleizenhauſen, Bergenhauſen, Budenbach, 
Steinbach, Kiſſelbach »dieſſeits« und Kiſſelbach »jenfeits«, im Kreiſe Sim⸗ 
mern, Regierungsbezirk Koblenz. 


Ai Ihren Bericht vom 26. März d. J. will Ich den Gemeinden Oberweſel, 
Damſcheid und Wiebelsheim, im Kreiſe St. Goar, und den Gemeinden Pleizen⸗ 
haufen, Bergenhauſen, Budenbach, Steinbach, Kiſſelbach „dieſſeits“ und Kiſſelbach 
jenſeits“, im Kreiſe Simmern, Regierungsbezirk Koblenz, für die von denſelben 
ausgebaute Kommunalſtraße von Oberweſel nach Simmern, gegen Uebernahme 
der künftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung der Straße, das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die S 18 0 betreffenden 
zuſätzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von 
Ihnen angewandt werden, hierdurch unter der Bedingung verleihen, daß dieſe 
Gemeinden die von der Aufſichtsbehörde noch für erforderlich erachteten Ver⸗ 
beſſerungen der Straße ſpäteſtens innerhalb dreier Jahre auf ihre Koſten zur 
Ausführung bringen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee-Polizeivergehen auf die 
gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. ö 

Berlin, den 1. April 1867. 


Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


(Nr, 6626—6628) 73 * (Nr. 6628.) 


atut für die Kloſterfelder Meliorations - S 
Vom 8. April 1867. 


a Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 

verordnen, Behufs Melioration der Grundſtücke am Kloſterfelder Mühlenfließ, 

dem Syringfließ und Diebelbrucher Hauptgraben im Kreiſe Arnswalde, nach 
Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl gemäß, auf Grund des 
wal vom 11. Mai 1853. Artikel 2. (Geſetz-Samml. für 1853. S. 182), 
was folgt: a 


Gr. 6628) St ozietät im Kreiſe Aknswald a 


5 | SEN. 
Zweck und Um die Thäler am Kloſterfelder Mühlenfließ mit den Seitenthälern des 
a Syringfließes und des Diebelbrucher Hauptgrabens im Kreiſe Arnswalde durch 
Entwäſſerung zu verbeſſern, werden die Beſitzer dieſer Bruchgrundſtücke zu einer 
Genoſſenſchaft vereinigt unter dem Namen: a 
„Kloſterfelder Meliorations-Sozietät.“ a 


Die Sozietät hat ihren Sitz in Marienwalde. 


8 Das Meliorationsgebiet beſteht für jetzt und vorbehaltlich näherer Feſt⸗ 1 
ſtellung aus einer Fläche von 2270 Morgen 109 Quadratruthen. Be 


Die Grundſtücke find auf der Karte des Geometers Koſack aus den Jahren 
1858/59. verzeichnet und gehören davon: 


a) zur Feldmark Kloſterfelde ...... 876 Morgen 159 Quadratruthen, 
b) „Kolonie Diebelbruch ... 6 3 i 
6) jum Königlichen Domainenvorwerk 
Ane 8 331 : 9 + 

ee 

e) zur Kolonie Hagelfeldte 84 144 - 

Shrine 1 86 : 

g) Feldmark Kökig .......... 0.00: 31 un 179 - 

h) = bäuerlichen Feldmark Marienwalde 23 e 

i) zum Dorfe Bernſee ic 52 ö 


4 
in Summa 2270 Morgen 109 — 


8 i 
Die Sozietät hat die im F. 2. genannten Flächen zu entwäſſern. ö 
Zu dem Ende hat dieſelbe die Regulirung der bereits vorhandenen Fließe 
und Gräben, die Anlage der erforderlichen neuen Gräben und Brücken, ſowie 
die Tieferlegung der Kloſterfelder Mühle nach dem Meliorationsplan, wie ſolcher 
bei der Superreviſion feſtgeſetzt iſt, zu bewirken und die genannten Entwäſſerungs⸗ 
5). 


* 


und Brückenanlagen zu unterhalten (eonf. $ 

Die beſtehenden Verpflichtungen für Unterhaltung der bereits vorhandenen 
Brücken werden hierdurch nicht geändert. Auch ändert ein bloßer Umbau, eine 
Erweiterung oder Verlegung der Brücken nichts in dieſen Verpflichtungen, vor⸗ 
behaltlich der Entſchädigung für die etwanige Vergrößerung der Unterhaltungslaft. 

Erhebliche Veränderungen des Regulirungsplans, welche im Laufe der Aus⸗ 
führung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters für 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. a 


F. 4. 


Das in den gemeinſchaftlichen Gräben fließende Waſſer darf ohne Geneh⸗ 
migung des Vorſtandes von einzelnen Mitgliedern nicht abgeleitet oder aufgeſtaut 
werden. Dagegen hat jeder Genoſſe das Recht, die Aufnahme des Waſſers, 
deſſen er ſich noch zur beſonderen Entwäſſerung ſeiner Grundſtücke entledigen 
will, in die Hauptgräben zu verlangen. Die Zuleitung in die Gräben darf 
aber nur an den vom Vorſtande vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. 

Sollte ſich während der Ausführung des Projekts ergeben, daß ein Grund⸗ 
1 ohne Ziehung eines Grabens über das Areal eines anderen Beſitzers nach 
en planmäßig herzuſtellenden Gräben gar keinen Vortheil haben würde, ſo hat 
die Genoſſenſchaft dieſen Graben anzulegen und zu unterhalten. 

Die Entſcheidung darüber, ob ein ſolcher Fall vorliegt, gebührt im Mangel 
der Einigung dem Schiedsgerichte (efr. $. 19.), die Beſtimmung der Lage und 
Konſtruktion des Quergrabens dem bei der Ausführung zuzuziehenden Techniker. 

Außerdem hat die Sozietät Seiten⸗Entwäſſerungsanlagen, welche nur durch 
Zuſammenwirken mehrerer Wb ausführbar ſind, zu vermitteln und nöthigen⸗ 
falls auf Koſten der ſpeziell dabei Betheiligten durchzuführen, nachdem der Plan 
dazu von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten nach An⸗ 
hörung der Betheiligten feſtgeſtellt worden iſt. Die Koſten ſolcher neuen Anlagen, 
ſowie der Unterhaltung derſelben werden nach Maaßgabe des Vortheils von den 
Betheiligten getragen. Auch hat die Sozietät die Unkerhaltung derartiger Neben⸗ 
anlagen zu beaufſichtigen. 


Ueber die Seitens der Sozietät oder von mehreren Grundbeſitzern gemein⸗ 
1 . fortdauernd zu unterhaltenden Anlagen iſt ein Lagerbuch vom Vorſtande 
zu führen. 


Ar. 6628.) §. 


N. 
2 


u 


| 
Aufbringung Die Arbeiten der Sozietät werden unter Leitung des Vorſtandes aus der 
der Koſten. Sdozietätskaſſe ausgeführt. 

Die Beiträge find den nachſtehenden Beſtimmungen gemäß zu leiſten. 

Die Koſten der Regulixung und Unterhaltung des Kloſterfelder Mühlen⸗ 
fließes inkl. der betreffenden Brücken werden nur von denjenigen Intereſſenten 
ee welchen dieſelbe zum Vortheil gereicht, und zwar unter fi) nach Ver⸗ 
hältniß dieſes Vortheils. f 

Daſſelbe gilt von der Regulirung und Unterhaltung des Syringfließes, 
ſowie des Diebelbrucher Hauptgrabens, während die Koſten für Tieferlegung des 
een Mühlenftaus von allen drei Gruppen gemeinſchaftlich getragen 
werden. 

In jeder dieſer drei Gruppen werden drei Klaſſen angenommen, von 


denen beiträgt: 
Klaſſe I. = 3 Theile, 
II =2,, >» 


ra 

Behufs Feſtſtellung der zu jeder der drei Gruppen gehörigen Genoſſen 
und des Beitragsverhältniſſes in den einzelnen Gruppen ſoll ein vom Sozietäts⸗ 
vorſtande zu führendes Beitragskataſter aufgeſtellt werden. 

Die Ausarbeitung deſſelben unter Zugrundelegung des bereits aufgeſtellten 
Betheiligungsregiſters (Flächenregiſter) liegt dem Regierungskommiſſar, unter 

Zuziehung zweier unbetheiligten, von der Regierung zu ernennenden Landwirthe, ob. 

Der Entwurf des Kataſters iſt bei den Vorſtänden der betheiligten Ge⸗ >; 
meinden ertraktweiſe offen auszulegen und zugleich in dem Amtsblatte der Regie⸗ 
rung zu Frankfurt a. d. O. eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, inner 
halb welcher derſelbe bei den Gemeindevorſtänden eingeſehen und Beſchwerde da— 
gegen bei dem Regierungskommiſſarius erhoben werden kann. 

Der Vorſtand hat die erhobene Beſchwerde unter Zuziehung des Be 
ſchwerdeführers zu unterſuchen und zu entſcheiden. N 

Wird gegen dieſe Entſcheidung binnen vierzehn Tagen präkluſiviſcher Friſt 
Rekurs eingelegt, ſo entſcheidet endgültig die Regierung zu Frankfurt a. d. O., 
welche nach Befinden eine neue Lokalunterſuchung anordnen kann. : 
Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 
ausgefertigt und dem Vorſtande des Verbandes übergeben. Auch ſchon vor 


der genannten Regierung nach der Fläche der e Grundſtücke oder nach 
dem Kataſter⸗Entwurf, vorbehaltlich der ſpäteren Ausgleichung, ſtattfinden. 

. 6. 1 

Eine Berichtigung des Kataſters tritt ein im Falle der Parzellirung und 

Beſitzveränderung. Ui . 

eber 


Feſtſtellung des Kataſters kann die Einziehung von Beiträgen mit e e 


Ueber den Antrag auf Berichtigung des Kataſters aus dieſem Grunde ent- 
ſcheidet der Vorſtand. 5 
Wenn fünf Jahre nach der erſten Aufſtellung des Kataſters verfloſſen 


ſind, kann auf Antrag des Vorſtandes eine allgemeine Reviſion des Kataſters 
von der Regierung zu Frankfurt a. d. O. angeordnet werden. 


65505 

Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge für die Anlage und 
Unterhaltung ruht gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten und Abgaben als Real⸗ 
laſt unablöslich 99 den verpflichteten Grundſtücken und bedarf keiner hypo⸗ 
thekariſchen Eintragung. 

Die Beiträge ſind auf das Ausſchreiben des Vorſitzenden des Vorſtandes 
in den darin zu bezeichnenden Terminen zur Kaſſe der Sozietät bei Vermeidung 
der adminiſtrativen Exekution einzuzahlen. 

Innerhalb der Gemeinde bewirken deren Vorſtände die Einziehung und 
Abführung zur Kaſſe. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Pächter, Nutznießer, oder andere Be⸗ 
ſitzer der verpflichteten Grundſtücke, vorbehaltlich ihres Regreſſes an die eigentlich 
Verpflichteten. f 

Bei Beſitzveränderungen kann ſich die Sozietät auch an den im Kataſter 
genannten Eigenthümer fo lange halten, bis ihm die Befißveränderung zur Be⸗ 
richtigung des Kataſters angezeigt und ſo nachgewieſen iſt, daß die Berichtigung 
erfolgen kann. 


$. 8. 


Der Sozietät wird zur vollſtändigen Ausführung des Meliorationsplans Expropris⸗ 
das Recht zur Expropriation verliehen. Insbeſondere iſt die Sozietät berechtigt, tionstechl. 


gegen Entſchädigung zu fordern: ' 

1) die Aufhebung und Veränderung von Stauwerken und Schleufen, 

2) den zeitweiſen Stillſtand von Mühlen, 

3) die Abtretung des erforderlichen Grund und Bodens, 

4) die Fortnahme von Bäumen und Sträuchern, 

5) die Einräumung einer Servitut und die vorübergehende Benutzung von 

Grundſtücken. 
Die Genoſſen haben der Sozietät von ihren Grundſtücken diejenigen Flächen, 

welche zum Bau der gemeinſchaftlichen Anlagen erforderlich ſind, ohne Entſchädi⸗ 
gung abzutreten. 


Jedoch ſollen die bei Regulirung und Geradelegung der Fließe und Gräben 
trocken gelegten Grabenſtrecken denjenigen als Galas übereignet werden, welche zur 
Herſtellung der gerade gelegten Gräben Land abgetreten haben. 3 

(Nr. 6628.) m 


„„ 


N Im Falle aus dieſem Verfahren für den Einzelnen eine offenbare und er⸗ 
hebliche Härte erwächſt, ſoll eine billige Vergütigung gewährt werden. 

8 Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichte 
lich entſchieden. N f | Er Ä 


$. 9. 
Das Expropriationsverfahren, welches erſt dann eintritt, wenn eine gütliche 
Einigung zwiſchen den Intereſſenten nicht erreicht wird, leitet die Regierung zu 
Frankfurt a. d. O. nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Benutzung der 
Privatflüſſe vom 28. Februar 1843. 1 


$. 10. 
Innere Ver⸗ An der Spitze der Sozietät ſteht ein Vorſtand, beſtehend aus einem Vor⸗ 
faſſung. ſitzenden und vier Mitgliedern. Ihr Amt iſt ein Ehrenamt. 
Sire 


Stehendes Mitglied und Vorſitzender des Vorſtandes iſt, wenn die Regie⸗ 
rung nicht etwa ausnahmsweiſe einen anderen Vorſitzenden ernennt, der Pächter 
der Domaine Marienwalde, welcher ſich ſelbſt einen Stellvertreter zu ernennen hat. 
Die übrigen Vorſtandsmitglieder und für jeden ein Stellvertreter werden 
auf ſechs Jahre gewählt und zwar je einer aus den Kloſterfelder, Diebelbrucher, 
Hagelfelder und Syringer Intereſſenten. 5 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte aus und wird durch Neuwahl erſetzt. 
Die das erſte Mal ausſcheidenden zwei Mitglieder und Stellvertreter werden durch 
das Loos beſtimmt. 1 
Die Wiederwahl der Ausſcheidenden iſt zuläſſig. x 
Wählbar ift jeder großjährige Genoſſe des Verbandes, welcher den Voll: 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch richterliches Erkenntniß verloren hat. 

Wählbar ſind auch die Pächter, Verwalter und Generalbevollmächtigten 
derjenigen Genoſſen, welche ſelbſt wählbar ſind. 

Die Wirkung der Wahl erliſcht mit dem Aufhören der Wählbarkeit. 
5 Die Stellvertreter nehmen in Behinderungsfällen des Vorſtandsmitgliedes 
deſſen Stelle ein. : ? 

Außerdem tritt, wenn ein Vorſtandsmitglied während ſeiner Wahlzeit ſtirbt, 
dder aus dem Genoſſenſchaftsgebiet verzieht, ae Stellvertreter für die dauernde 
Wahlperiode ein. 6 

Eine Erſatzwahl findet nur ſtatt, wenn außer dem Vorſitzenden nicht noch 
zwei Mitglieder oder Stellvertreter vorhanden ſind. 


abe 


Stimmfähig bei der Wahl iſt jeder großjährige Befiter eines zur Sozſellt 1 
gehörigen Grundſtücks von wenigſtens Einem Morgen, welcher mit un Bei⸗ 
rägen 


= 5 
ER 


a e 1 15 | 
trägen zur Sozietätskaſſe nicht im Rückſtande und im Vollbeſitz der bürgerlichen 
Rechte iſt. Das Stimmrecht von Frauen und mie darf nur durch 
die Glad Vertreter reſp. durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Gehört 
ein Grundſtück mehreren Genoſſen gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer derſelben 
im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben. 

Die Liſte der Wähler wird vom Vorſitzenden mit Hülfe der Gemeindevor⸗ 
ſteher aufgeſtellt. Dieſelbe wird je drei ge lang extraktweiſe in jedem Schulzen⸗ 
amte der bei der Melioration betheiligten Gemeinden mit Ausnahme des Dorfes 
Bernſee ausgelegt. 

Während dieſer ganzen Zeit kann jeder Betheiligte gegen die Richtigkeit der 
Liſte Einwendungen bei dem Vorſitzenden erheben, deren Entſcheidung dem Vor⸗ 
ſtande zuſteht. 

Der Wahltermin wird von dem Vorſitzenden abgehalten, jedoch iſt derſelbe 
befugt, hiermit ein anderes Mitglied des Vorſtandes zu beauftragen. 

Die Wahl geſchieht nach Stimmenmehrheit. Jeder Genoſſe, der zwanzig 


Morgen und weniger (jedoch mindeſtens Einen Morgen) in der Meliorationsfläche 


beſitzt, hat Eine Stimme, jeder Genoſſe, der vierzig Morgen und weniger beſitzt, 
hat zwei Stimmen und ſo fort bei jeden zwanzig Morgen größeren Beſitzes Eine 
Stimme mehr. 

Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen die Vorſchriften über Gemeindewahlen 
analogiſch anzuwenden. 


§. 13. 


Der Vorſtand verſammelt ſich alle Jahre regelmäßig zur Frühjahrs- und 
Herbſt⸗Grabenſchau im Mai und Oktober, um die Jahresrechnungen abzunehmen 
und die nothwendigen Beſchlüſſe zu faſſen. 

Im Falle der Nothwendigkeit kann der Vorſitzende außerordentliche Ver⸗ 
ſammlungen berufen. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe des Gegenſtandes der Ver: 
handlung. Mit Ausnahme dringender Fälle muß dieſelbe wenigſtens ſieben freie 
Tage vorher erfolgen. 0 

Wer am Erſcheinen verhindert iſt, hat die Vorladung feinem Stellvektreter 
mitzutheilen. 5 

Der Vorſitzende, welcher bei Stimmengleichheit die entſcheidende Stimme 
hat, beruft die Verſammlungen, leitet die Verhandlungen und handhabt die 
Ordnung in den Sitzungen. 


H. 14. 


Der Vorſtand hat über alle Angelegenheiten der Sozietät nach Stimmen⸗ 
mehrheit zu beſchließen, ſoweit nicht der $. 15. gewiſſe Angelegenheiten dem Vor: 
ſitzenden allein überweiſt. 

Die Beſchlüſſe des Vorſtandes verpflichten die Sozietät. 
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Der 


t nur befehl 
em Vorſitzend 


§. 15. 


Der Vorſitzende führt die Geſammtverwaltung, vertritt die Sozietät nach 
Außen und handhabt die örtliche Polizel zum Schutz der Anlagen. . 


Insbeſondere hat derſelbe: ö 
1) für die erſte Ausführung der Anlagen, unter Aſſiſtenz des vom Staate 5 


zu remunerirenden e ee „ſowie für die ſpätere Unter⸗ 
haltung der Anlagen Sorge zu tragen; 5 
2) die Meliorations-Kaſſenbeiträge nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes 93 
e und von den Säumigen im Wege der adminiſtrativen 
Exekution einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und dieſe 
zu revidireñ a 8 3 9 
3) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vorſtande in den Frühjahrs⸗ : 
verſammlungen vorzulegen; | 
Ba 4) die halbjährige Grabenſchau mit dem Vorſtande abzuhalten 1 
85 5) den Schriftwechſel für die Sozietät zu führen und die Urkunden derſelben 
zu unterzeichnen, i 
6) Strafen gegen die Mitglieder der Sozietät wegen Uebertretung der im 
Intereſſe der Sozietät erlaſſenen polizeilichen Vorſchriften bis zu drei 
Thalern Geldbuße nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. (GeſetzSamml. 
für 1852. S. 245.) vorläufig feſtzuſetzen. 5 


Die vom Vorſitzenden allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten Geld. 


Be 


ſtrafen fließen zur Sozietätskaſſe. 


a $. 16. 
Die Genehmigung der Regierung iſt erforderlich 
a) zu den Projekten über den Bau neuer Anlagen, 


b) zu Anleihen, . 
e) zur Veräußerung von Grundſtücken der Sozietät. 


9. 


Die Verwaltung der Meliorationskaſſe iſt vom Vorſtande einem Rendanten 
zu übertragen, welcher vom Vorſitzenden durch Handſchlag an Eidesſtatt in einer 
Verſammlung des Vorſtandes verpflichtet wird. Das Amt des Rendanten iſt 

leichfalls ein Ehrenamt. Eventuell hat der Vorſtand über deſſen Remuneration 
Beſchluß zu faſſen, reſp. die Beſtimmung der Regierung einzuholen. 


$. 18. 


An den von der Sozietät zu unterhaltenden Hauptentwäſſerungszügen Beſchränkun⸗ 
müſſen drei Fuß, vom oberen Rande der Böſchung ab gerechnet, unbeackert und an der Allg, 
mit dem Weidevieh verſchont bleiben. Auch Bäume und Hecken dürfen auf die⸗ nen 
ſer Fläche nicht geduldet werden. 

Bei der Räumung müſſen die Eigenthümer der angrenzenden Grundſtücke 
den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufällt, aufnehmen und binnen 
vier Wochen nach der Räumung — wenn aber die Räumung vor der Erndte 
geſchieht, binnen vier Wochen nach der Erndte — bis auf Eine Ruthe Entfer⸗ 
nung von dem Borde wegſchaffen. 

Aus beſonderen Gründen kann der Vorſitzende dieſe Friſt verlängern. 

Ausnahmen von den Beſtimmungen dieſes Paragraphen können in ein⸗ 
zelnen Fällen vom Vorſtande mit Genehmigung der Regierung geſtattet werden. 

Die Grasnutzung bis zum Waſſerſpiegel behalten die Adjazenten. 


$. 19. 


Streitigkeiten zwiſchen Mitgliedern der Sozietät über das Eigenthum von Verfahren bei 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grundgerechtigkeiten Streitigkeiten. 
und über beſondere, auf ſpeziellem Rechtstitel beruhende Rechte oder Verbindlich 
keiten, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Den werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der Sozietät 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines Genoſſen betreffenden Beſchwerden von 
dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit ſie nicht vorſtehend an eine andere 
Behörde verwieſen ſind. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, beim Vorſtande angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 
ahl ft entſcheidet nach Stimmenmehrheit. Ein weiteres Rechtsmittel findet 
ni att 


Die Schiedsrichter werden vom Vorſtande auf drei Jahre gewählt. 
Wählbar iſt jeder Inländer, der in ſeiner Gemeinde zu öffentlichen Gemeinde⸗ 
ämtern wählbar und nicht Mitglied der Sozietät iſt. 
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5 ſichtsrechte des Staates unterworfen. Dieſes 
5 s Landes⸗ Polizeibehörde 
und dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in 
dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehörden der Ger 
meinden zuſtehen. 0 a 9 
a 2 | 
Aenderungen der Beſtimmungen dieſes Statuts können nur mit landes⸗ 1 
herrlicher Genehmigung erfolgen. | | % 
AUAlrrkurdlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 0 
Königlichen Inſiegel. | „ 5 
Gegeben Berlin, den 8. April 1867. 8 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter für die 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten: 


Gr. zur Lippe. N Gr. v. Itzenplitz. 


a 
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